
1. 	 Laufzeit / Verlängerung und Kündigung / Lieferbeginn / Kommunikation per  
E-Mail und Kundenportal / Jahresverbrauch

1.1 	 Der Vertrag beginnt ab Zugang der Auftragsbestätigung des Lieferanten beim Kun­
den und endet zum Ablauf des 12. Liefermonats (Erstlaufzeit). 

1.2 	 Dieser Stromliefervertrag verlängert sich nach Ablauf der Erstlaufzeit auf unbe­
stimmte Zeit und kann von jeder Partei mit einer Frist von einem Monat gekündigt 
werden, erstmals zum Ablauf der Erstlaufzeit. Die Kündigung bedarf der Textform. 
Besondere Kündigungsrechte (nach Gesetz oder diesen AGB) bleiben unberührt.

1.3	 Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform unter Angabe 
des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt 
davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des 
bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ab­
lauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei 
denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu ausdrücklich auf.

1.4 	 Der Lieferant kann dem Kunden über dessen E-Mail-Adresse oder über das Online-
Portal des Lieferanten rechtserhebliche Erklärungen zur Begründung, Durchfüh­
rung, Änderung oder Beendigung dieses Lieferverhältnisses (z.B. Mitteilungen über 
den Vertrags- oder Lieferbeginn, Preisanpassungsmitteilung, Rechnung, Mahnung 
oder Kündigung etc.) zusenden. Über die Hinterlegung einer solchen Erklärung im 
Online-Portal wird der Kunde zusätzlich per E-Mail benachrichtigt. Der Kunde wird 
dem Lieferanten deshalb stets eine aktuelle und empfangsbereite E-Mail-Adresse 
zur Verfügung stellen und dem Lieferanten über mögliche Änderungen unverzüglich 
in Textform informieren. Der Kunde wird im Übrigen Änderungen seiner persönli­
chen Daten und einer etwaige mitgeteilten Bankverbindung dem Lieferanten per E-
Mail oder über das Online-Portal des Lieferanten im Internet mitteilen.Die E-Mail-
Adresse des Lieferanten lautet service@enspire-energie.de. Das Online-Portal des 
Lieferanten, auch bezeichnet als „Kundenportal“, ist erreichbar über www.enspire-
energie.de/kundenportal.

2. 	 Umfang und Durchführung der Lieferung / Leistungsumfang / Befreiung von der 
Leistungspflicht / Eigenerzeugungsanlagen 

2.1 	 Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an elektrischer Energie an 
seine vertraglich benannte Lieferstelle. Lieferstelle ist die Eigentumsgrenze des Netzan­
schlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsnum­
mer energiewirtschaftlich identifiziert wird. 

2.2 	 Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 
Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem 
wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Der Lieferant stellt dem Kunden das 
Entgelt für den Messstellenbetrieb unter den Voraussetzungen von Ziffer 6.2 in Rech­
nung. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversor­
gung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes ein­
schließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den 
möglichen Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 10 verwie­
sen. 

2.3 	 Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Um­
stände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem ange­
messenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann 
(insbesondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Ar­
beitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich erschwert oder un­
möglich gemacht, so sind die Parteien von ihren vertraglichen Leistungspflichten 
befreit, solange diese Umstände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind. 

2.4 	 Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der 
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Mess­
stellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. 
Schadensersatzansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben für den Fall 
unberührt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Verschulden trifft.

2.5 	 Der Kunde hat den Lieferanten vier Wochen vor der geplanten Inbetriebnahme von 
Erzeugungsanlagen zum Eigenverbrauch schriftlich (keine E-Mail) über die Anlage 
und deren Leistung zu informieren.

3. 	 Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Preisberechnung / 
Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie

3.1 	 Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsyste­
me (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers 
ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber oder 
vom Lieferanten oder, sofern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. 
über ein intelligentes Messsystem) erfolgt, auf Verlangen des Lieferanten oder des 
Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. Verlangt der Lieferant 
eine Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu 
auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa 

anlässlich eines Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interes­
ses des Lieferanten an einer Überprüfung der Ablesung, und zum Zwecke der Er­
stellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer Selbstablesung wi­
dersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Soweit der Kunde für einen 
bestimmten Abrechnungszeitraum trotz entsprechender Verpflichtung keine Able­
sedaten übermittelt hat oder der Lieferant aus anderen Gründen, die er nicht zu 
vertreten hat, den tatsächlichen Verbrauch nicht ermitteln kann (etwa, weil keine 
Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte ver­
fügbar sind), kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten Able­
sung oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils 
unter angemessener Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen.

3.2 	 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehe­
nen Beauftragten des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers den Zutritt zu 
seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung 
der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen 
erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder 
durch Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Wo­
che vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubie­
ten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zugänglich 
sind. Wenn der Kunde den Zutritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der 
Lieferant dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten gemäß Ziffer 17 in Rech­
nung. Im Falle einer pauschalen Berechnung ist die Berechnungsgrundlage auf Ver­
langen des Kunden nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nach­
vollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche 
Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale.

3.3 	 Der Lieferant kann vom Kunden ein- oder zweimonatlich Abschlagszahlungen ver­
langen. Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vor­
hergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach 
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Ver­
tragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist 
dies angemessen zu berücksichtigen. Ist die Messstelle des Kunden mit einem intel­
ligenten Messsystem ausgestattet, ist der Lieferant berechtigt, anstelle der Erhe­
bung von Abschlagszahlungen, monatlich bis zum 15. des auf einen Liefermonat 
folgenden Kalendermonats, die Entgelte nach diesem Vertrag für die im Vormonat 
gelieferte elektrische Energie abzurechnen.

3.4 	 Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraumes, der ein 
Jahr nicht  überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses wird vom Lieferan­
ten eine Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer Form oder in Papierform 
erstellt. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht, eine kostenpflichtige mo­
natliche, vierteljährliche oder halbjährliche Abrechnung zu wählen, die auf Grundlage 
einer gesonderten Vereinbarung mit dem Lieferanten erfolgt. Erhält der Kunde Ab­
rechnungen in Papierform, erfolgen Abrechnungen auf Wunsch auch in elektroni­
scher Form. Erhält der Kunde elektronische Abrechnungen, erfolgt die Abrechnung 
auf Wunsch auch einmal jährlich in Papierform. In jeder Abrechnung wird der tat­
sächliche Umfang der Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen abge­
rechnet. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrechnung 
der tatsächlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag 
unverzüglich erstattet bzw. nachentrichtet, spätestens aber mit der nächsten Ab­
schlagszahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Abrechnung entfällt das Recht 
des Lieferanten nach Ziffer 3.3 Satz 1. 

3.5. 	 Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung und erfolgt keine Fernübermittlung 
der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgelt­
lich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen nach § 
40b EnWG automatisch alle sechs Monate und auf Wunsch alle drei Monate. 

3.6. 	 Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und einem von diesem be­
nannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Ver­
brauchshistorie zur Verfügung. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch ent­
standenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung.

3.7 	 Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der Mess­
einrichtungen an seiner Lieferstelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich an­
erkannte Prüfstelle im Sinne von §40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der 
Nachprüfung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Ver­
kehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.

3.8 	 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrecht­
lichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungs­
betrages festgestellt (wie z.B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher 
Messwerte), so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich er­
stattet bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrechnet. Ist 
das Ausmaß des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messein­
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richtung nicht an (und liegen auch keine rechtmäßig ermittelten Ersatzwerte vor), so 
ermittelt der Lieferant den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Able­
sung durch Schätzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6. Ansprüche nach dieser Ziffer 
sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum be­
schränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeit­
raum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens 3 Jahre be­
schränkt.

3.9 	 Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums, so rech­
net der Lieferant geänderte verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau 
ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die 
nach Ziffer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungszeitraum 
auf Grundlage einer Schätzung nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) auf den Zeit­
raum vor und nach der Preisänderung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchs­
schwankungen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu 
berücksichtigen sind. Die nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen 
können entsprechend angepasst werden.

4. 	 Zahlungsbestimmungen / Verzug / Aufrechnung
4.1.	 Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Ab­

schläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 
315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten 
Zeitpunkt fällig und im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder 
Überweisung (auch durch Barüberweisung) zu zahlen.

4.2.	 Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnah­
men zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zah­
lung auf, stellt er dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß Ziffer 17 
in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage der Pauschale 
nachzuweisen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf die 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Dem 
Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder 
wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. Lässt der Lieferant den Betrag durch Be­
auftragung eines Rechtsanwalts oder eines Inkassodienstleisters (auch des Netzbetrei­
bers) einziehen, sind die dadurch entstehenden Kosten (als Verzugsschaden i. S. v. § 288 
BGB ersatzfähige Kosten), vom Kunden zu tragen.

4.3 	 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprü­
che des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangel­
hafter Erfüllung der Hauptleistungspflichten. Es gilt weiterhin nicht für Forderungen 
des Kunden, die im Rahmen des Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des 
Vertrags entstehen.

5. 	 Vorauszahlung
5.1	 Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener 

Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwe­
sentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf 
Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begründeten Fällen. 

5.2	 Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe 
für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die 
Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 
BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der 
Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungs­
zeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder dem durchschnittlichen Verbrauch 
vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaub­
haft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu berücksich­
tigen. 

5.3.	 Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu 
leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 4.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. 
Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zah­
lung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet 
bzw. nachentrichtet. 

5.4.	 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein ein Vor­
auszahlungssystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben 
bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

6. 	 Preise und Preisbestandteile / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheit-
lich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen

6.1 	 Der vom Kunden zu zahlende Strompreis besteht aus dem Grundpreis und dem Ar­
beitspreis. Der Grundpreis setzt sich zusammen aus dem Grundpreis nach Ziffer 
6.2. a) und den weiteren verbrauchsunabhängigen Preisbestandteilen nach Ziffer 6.5 
und 6.6. Der Arbeitspreis setzt sich zusammen aus dem Verbrauchspreis nach Ziffer 

6.2. b) und den weiteren verbrauchsabhängigen Preisbestandteilen nach Ziffer 6.3 
bis 6.6. Die vom Kunden zu zahlende Höhe von Grundpreis und Arbeitspreis können 
dem Preisblatt im Anhang entnommen werden. 

6.2 	 Ein Teil des Strompreises setzt sich zusammen aus 
	 a) dem Grundpreis in Höhe von: 97,815 Euro/Jahr netto 
	 b) dem Verbrauchspreis in Höhe von: 18,032 Cent/kWh netto
	 Dieser Anteil wird auf Grundlage der Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller 

Kunden in diesem Tarif anfallen. Er enthält folgende Kosten: Energiepreis (Kosten für 
Energiebeschaffung und Vertrieb), die Entgelte für den Messstellenbetrieb (soweit 
diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt wer­
den), das an den Netzbetreiber abzuführende Netznutzungsentgelt sowie die Kon­
zessionsabgabe.

6.3	 Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie folgende Preisbestandteile 
nach den Ziffern 6.3.1 bis 6.3.6 und 6.6, die auf den Verbrauchspreis nach Ziffer 6.2. 
b) addiert werden, in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende 
Höhe ist im beigefügten Preisblatt angegeben. Die für das jeweils folgende Kalen­
derjahr geltende Höhe der Preisbestandteile nach den Ziffern 6.3.1 und 6.3.4 wer­
den bis zum 15.10. eines Kalenderjahres, diejenige der Preisbestandteile nach den 
Ziffern 6.3.2, 6.3.3, 6.3.5 und 6.3.6. bis zum 25.10. eines Kalenderjahres von den 
Übertragungsnetzbetreibern im Internet veröffentlicht (derzeit: www.netztranspa­
renz.de). Im Einzelnen:

6.3.1 	Die vom Lieferanten an den Übertragungsnetzbetreiber zu zahlende EEG-Umlage 
nach § 60 Abs. 1 EEG i.V.m. der EEV. Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgegli­
chen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen 
Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 
entstehen. 

6.3.2 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende KWK-Umlage nach § 26 
KWKG. Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungs­
netzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der 
Stromerzeugung aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur 
Förderung des Ausbaus von Wärme- und Kältenetzen entstehen. 

6.3.3 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende § 19-StromNEV-Umlage 
nach § 19 Abs. 2 StromNEV. Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausge­
glichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, 
nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil sie 
bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem Verbrauchsverhalten oder beson­
ders hohem Stromverbrauch nach § 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzentgelte 
anbieten müssen. 

6.3.4 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-Netzumlage nach 
§ 17f Abs. 5 EnWG. Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den 
Übertragungsnetzbetreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe von § 
17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen in Folge 
von Störungen oder Verzögerungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen 
sowie unter anderem auch Offshore-Anbindungskosten nach § 17d Abs. 1 EnWG, 
den §§ 17a und 17b EnWG sowie die Kosten nach § 12b Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EnWG und 
des Flächenentwicklungsplans nach § 5 WindSeeG. 

6.3.5 Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende AbLa-Umlage nach § 18 Abs. 
1 AbLaV. Die AbLa-Umlage gleicht Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern 
durch Zahlungen an Betreiber bestimmter Anlagen zum Verbrauch elektrischer 
Energie entstehen, deren Leistung auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber 
zur Aufrechterhaltung der Netz- und Systemstabilität reduziert werden kann. 

6.3.6	Ab 2023: Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Wasserstoffumla­
ge nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG. Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten 
ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der ge­
setzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeugung durch Wasserelekt­
rolyse entstehen.

6.4	 Ist eine Umlage nach Ziffer 6.3.1 bis 6.3.6 negativ, reduziert sich der für die geliefer­
te Energie zu zahlende Strompreis in entsprechender Höhe.

6.5 	 Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie nach Vertrags­
schluss mit zusätzlichen, in Ziffern 6.2, 6.3.3, 6.3.5 und 6.3.6 nicht genannten Steu­
ern oder Abgaben belegt, erhöht sich der vom Kunden zu zahlende Preis um die 
hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt ent­
sprechend, falls die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie nach 
Vertragsschluss mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung 
(d. h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss auf die 
Kosten für die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in 
der jeweils geltenden Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form 
negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Preisreduzierung. Eine Weiterberech­
nung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entste­
hens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige ge­
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setzliche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung 
ist auf die Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen 
Regelung dem einzelnen Vertragsverhältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) 
zugeordnet werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der 
Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche Weiterberechnung 
spätestens mit der Rechnungsstellung informiert.

6.6 	 Der Preis nach Ziffer 6.2 b) erhöht sich um die Stromsteuer in der jeweils geltenden 
Höhe (gesetzlicher Regelsatz nach § 3 StromStG derzeit: 2,05 Cent/kWh netto). Zu­
sätzlich fällt auf den nach Satz 1 erhöhten Preis, auf den Grundpreis nach Ziffer 6.2 
a), auf die gesondert nach Ziffern 6.3 an den Kunden weitergegebenen Preisbe­
standteile sowie auf etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich 
auferlegte Belastungen nach Ziffer 6.5 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden 
Höhe an (gesetzlicher Regelsatz nach § 12 Abs. 1 UStG derzeit: 19%. 

6.7 	 Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils geltende Höhe eines nach 
Ziffer 6.3, 6.5 und 6.6 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.

6.8 	 Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Verbrauchspreis nach Ziffer 
6.2 – nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den Kunden 
weitergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 6.3 und 6.6 sowie etwaige zukünf­
tige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 
6.5 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen gemäß § 315 
BGB anzupassen (Erhöhungen oder Senkungen). Anlass für eine solche Preisanpas­
sung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der Liefe­
rant überwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer Preis­
anpassung ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils 
vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 bzw. – sofern noch keine 
Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.8 erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeit­
punkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. 
Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegen­
läufig zu saldieren. Der Lieferant ist verpflichtet, bei der Ausübung seines billigen 
Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maßstäben zu berücksichtigen wie 
Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang 
preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 
BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich 
überprüfen zu lassen. Änderungen von Grundpreis und Verbrauchspreis nach dieser 
Ziffer 6.8 sind nur zum Monatsersten möglich, erstmals zum Ablauf der vertragli­
chen Erstlaufzeit. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem 
Kunden die Änderungen spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksamwer­
den in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisan­
passung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung ge­
sondert hingewiesen.

6.9 	 Informationen über aktuelle Produkte (insbesondere gebündelte Produkte bzw. 
Leistungen) und Tarife erhält der Kunde unter Tel.-Nr. 07531 803-5200 oder im In­
ternet unter www.enspire-energie.de.

7. 	 Erbringung von Dienstleistungen nach § 41d EnWG  
	 Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten den Abschluss einer vertraglichen Ver­

einbarung mit einem Dritten über die Erbringung von Dienstleistungen hinsichtlich 
von Mehr- oder Mindererzeugung sowie von Mehr- oder Minderverbrauch elektri­
scher Arbeit und über einen anderen Bilanzkreis unverzüglich mitzuteilen. Der Liefe­
rant wird die Erbringung der Dienstleistung auf Grundlage einer gesonderten Ver­
einbarung – soweit und solange diese nicht durch eine Festlegung der BNetzA 
entbehrlich wird – gegen angemessenes Entgelt ermöglichen.

8. 	 Änderungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
	 Die Regelungen des Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen beru­

hen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses (z.B. EnWG, StromGVV, StromNZV, MsbG, höchstrichterliche 
Rechtsprechung, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äqui­
valenzverhältnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen 
der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z.B. durch Gesetzesände­
rungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – etwa in der Phase zwischen 
dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – 
absehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen Einfluss 
hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertrags­
schluss eine im Vertrag und/oder in diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen  
entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Vertrages entstehen lassen (etwa wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirk­
sam erklärt), die nur durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In 
solchen Fällen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag und die Allgemeinen Ge­

schäftsbedingungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich insoweit anzupassen 
und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von 
Leistung und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken 
zur zumutbaren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich 
macht (z.B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). Anpassungen des 
Vertrages und der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nach dieser Ziffer sind nur 
zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant 
dem Kunden die Anpassung spätestens einen Monat vor dem geplanten Wirksam­
werden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ver­
tragsanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mittei­
lung gesondert hingewiesen.

9. 	 Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung / Sonderkündigungsrecht bei Ein-
bau intelligentes Messsystems

9.1.	 Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und die Anschlussnut­
zung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde 
in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Strom unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Stromdiebstahl“) und die 
Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme 
erforderlich ist.

9.2. 	 Bei Zahlungsverzug des Kunden in Höhe des Doppelten der rechnerisch auf den lau­
fenden Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, mindestens 
aber mit 100,00 Euro inklusive Mahn- und Inkassokosten, ist der Lieferant ebenfalls 
berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung durch den zuständi­
gen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen. Bei der Berechnung des Mindestbetrages 
bleiben nicht titulierte Forderungen außer Betracht, die der Kunde schlüssig bean­
standet hat oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kunden 
noch nicht fällig sind oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig ent­
schiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resultieren. Die Unterbrechung unter­
bleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung außer Verhältnis zur Schwere des Zah­
lungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, 
dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem Kunden wird die Un­
terbrechung spätestens vier Wochen vorher angedroht und die Beauftragung des 
Netzbetreibers mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung acht Werktage vorher 
durch briefliche Mitteilung unter Angabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung ange­
kündigt. Der Lieferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung genannten 
Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unterbrechen, wofür der Netzbetrei­
ber nach den Vorgaben des einheitlichen Netznutzungsvertrages Strom sechs weite­
re Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, 
die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich schriftlich hinwei­
sen.

9.3. 	 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom 
Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kos­
ten gemäß Ziffer 17 in Rechnung. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungs­
grundlage nachzuweisen; im Falle einer pauschalen Berechnung muss diese einfach 
nachvollziehbar sein und darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwar­
tenden Kosten nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, 
solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pau­
schale. Die Belieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die Gründe für die 
Unterbrechung entfallen und die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung 
bezahlt sind; sofern keine Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkürzung 
der Unterbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung unbenommen, 
die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung unverzüglich mittels Überwei­
sung zu zahlen.

9.4.	 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und 
die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss den Kunden unverzüglich beim 
zuständigen Verteilnetzbetreiber abmelden. Soweit die Entnahmen des Kunden im 
Falle einer außerordentlichen Kündigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa 
wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus den Festlegun­
gen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen) über den Zeitpunkt der Vertrags­
beendigung hinaus dem Lieferanten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der 
Lieferant dafür einen Ausgleich erhält (z. B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermen­
genabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde für diese fortwährende 
Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein wichtiger Grund liegt insbesonde­
re vor im Fall eines Stromdiebstahls nach Ziffer 9.1, oder im Fall eines Zahlungsver­
zuges unter den Voraussetzungen der Ziffer 9.2 Satz 1 und 2. Im letztgenannten Fall 
ist dem Kunden die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher anzudrohen; die 
Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung außer Verhält­
nis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei­
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chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nach­
kommt.

9.5	 Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abweichend von Ziffer 1.2, bei einem be­
vorstehenden Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von zwei 
Monaten auf den angekündigten Zeitpunkt des Einbaus zu kündigen. Der Lieferant 
wird dem Kunden in diesem Fall mit der Kündigung ein Angebot für den Abschluss 
eines neuen Stromliefervertrages unterbreiten.

10.	 Haftung
10.1.	 Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung (z. B. bei Nichter­

füllung der Lieferpflicht oder ungenauer oder verspäteter Abrechnung) für dadurch 
entstandene Schäden nach Maßgabe von Ziffern 10.2 bis 10.6. 

10.2	 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in 
der Elektrizitätsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netz­
betriebes einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetrei­
ber geltend zu machen.

10.3.	 Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverzüglich über die mit der Schadens­
verursachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm be­
kannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können.

10.4.	 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- 
und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, so­
weit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wur­
de; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. 
solcher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertra­
ges überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regel­
mäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten).

10.5.	 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, 
den die haftende Partei bei Abschluss des Vertrages als mögliche Folge der Ver­
tragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die 
sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen.

10.6.	 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt.

11. 	 Umzug / Übertragung des Vertrags
11.1. 	Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverzüglich, vorab unter 

Angabe des Umzugsdatums (Datum des Einzugs in die neue Wohnung und Datum 
des Auszugs aus der alten Wohnung), der neuen Anschrift und der neuen Zäh­
lernummer oder Marktlokations-Identifikationsnummer  in Textform mitzuteilen. Im 
Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werktage vor dem Umzugsdatum 
erfolgen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbe­
treiber zu ermöglichen.

11.2. 	Bei Umzug des Kunden können beide Parteien den Vertrag mit einer Frist von sechs 
Wochen in Textform kündigen; der Kunde unter Mitteilung seiner zukünftigen An­
schrift oder der zur Bezeichnung seiner zukünftigen Lieferstelle verwendeten 
Marktlokations-Identifikationsnummer. Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeit­
punkt des Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren Zeitpunkt erklärt werden. 
Die Kündigung des Kunden beendet diesen Vertrag nicht und der Lieferant wird den 
Kunden zu den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz weiter 
beliefern, wenn der Lieferant dem Kunden dies binnen zwei Wochen nach Erhalt der 
Kündigung des Kunden anbietet und die Belieferung an dessen neuem Wohnsitz 
möglich ist. Die Belieferung zum Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kun­
de dem Lieferanten das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

11.3. 	Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 11.1 aus Gründen, die dieser zu 
vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht 
bekannt, ist der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Liefer­
stelle, für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netzbetreiber einstehen muss 
und für die er von keinem anderen Kunden eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, 
nach den Preisen des Vertrages zu vergüten. Die Pflicht des Lieferanten zur unver­
züglichen Abmeldung der bisherigen Lieferstelle und Ansprüche des Lieferanten auf 
entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an der 
neuen Lieferstelle bleiben unberührt.

11.4.	 Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamt­
heit auf einen personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu 
übertragen. Eine Übertragung ist dem Kunden spätestens sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen. Im Falle ei­
ner Übertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün­
digungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kündigen. 
Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

Das Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche 
Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragungen im Sinne des Umwandlungsge­
setzes, bleiben von dieser Ziffer 11.4 unberührt.

12. 	 Boni und Rabatte
	 Etwaige ausgezeichnete Boni, Frei-kWh oder sonstige einmalige Rabatte werden 

dem Kunden ohne Einschränkungen nach Ablauf von 12 Liefermonaten mit der 
nächsten Rechnung gutgeschrieben und verrechnet, wenn die Stromlieferung durch 
den Lieferanten ohne Unterbrechung 12 Liefermonate erfolgte. Kündigt der Kunde 
den Vertrag vor Ablauf des 12. Liefermonates aus einem wichtigen Grund (z.B. auf­
grund von Anpassungen des Vertrages und dieser Bedingungen nach Ziffer 8), er­
hält er den Bonus dennoch in der vereinbarten Höhe. Übt der Lieferant dagegen 
wirksam sein fristloses Kündigungsrecht nach Ziffer 9 aus oder kündigt der Kunde 
den Stromliefervertrag wegen eines Umzugs vor Ablauf des 12. Liefermonates nach 
Ziffer 11.2, so verliert der Kunde seinen Anspruch auf den Bonus.

13.	 Datenschutz
	 Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Widerspruchsrecht erhält 

der Kunde in der „Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten“ des Lie­
feranten.

14. 	 Informationen zu Wartungsdiensten und –entgelten / Lieferantenwechsel
14.1 	 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind beim örtlichen 

Netzbetreiber erhältlich.
14.2 	 Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach dem Wechsel ist der 

Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den für ihn maßgeblichen Verbrauch 
des vergleichbaren Vorjahreszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Grün­
den, die er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der ge­
schätzte Verbrauch anzugeben.

15. 	 Streitbeilegungsverfahren
15.1 	 Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Unternehmen) sind 

verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des §  13 BGB (Verbrau­
cher) insbesondere zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des 
Unternehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungs­
netz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie betreffen, im Ver­
fahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim 
Unternehmen zu beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an die 
Stadtwerke Konstanz GmbH, Enspire Energie, Max-Stromeyer-Straße 21-29, 
D-78467 Konstanz, Telefon: 07531 803-5200, E-Mail: enspire@stadtwerke-kons­
tanz.de

15.2 	Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b EnWG sowie § 4 
Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens 
anzurufen, wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese 
nicht innerhalb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt un­
berührt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungs­
stelle teilzunehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungsstelle 
hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der 
Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem 
EnWG) zu beantragen, bleibt unberührt.

15.3 	Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlichtungsstelle Energie 
e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Telefon: 030/2757240–0, Telefax: 
030/2757240–69, E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: www.
schlichtungsstelle-energie.de.

	 Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Verbraucherrechten für den 
Bereich Elektrizität und Gas sind erhältlich über den Verbraucherservice Energie, 
Bundesnetzagentur, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 030/22480-500, Telefax: 
030/22480-323, E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de.

15.4 	Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-Streitbeilegungs-Plattform der 
Europäischen Union kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucher­
beschwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsvertrag so­
wie Informationen über die Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in der 
Europäischen Union zu erhalten. Die Online-Streitbeilegungs-Plattform  kann unter 
folgendem Link aufgerufen werden: http://ec.europa.eu/consumers/odr/.
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16. 	 Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsgesetz
	 Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch Endkunden wird 

bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine Liste geführt, in der Energiedienstleis­
ter, Anbieter von Energieaudits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen auf­
geführt sind. Weiterführende Informationen zu der so genannten Anbieterliste und 
den Anbietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-online.de. Sie können sich zudem 
bei der Deutschen Energieagentur über das Thema Energieeffizienz umfassend in­
formieren. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-online.
info.

17. 	 Kostenpauschalen

Mahnkosten pro Mahnschreiben
(Ziffer 4.2)	

2,50 Euro netto (keine Umsatz-
steuerpflicht)

Zahlungseinzug durch Beauftragten
(Ziffer 4.2) 

Gebühr des jeweiligen Inkasso-
bevollmächtigten

Kosten für unberechtigte Zutrittsver-
weigerung (Ziffer 3.2)

Gebühr des jeweiligen 
Netzbetreibers

Unterbrechung der Anschlussnutzung
(Ziffer 9.3)

Wiederaufnahme der Anschlussnut-
zung (Ziffer 9.3)

Kosten für Bankrücklastschriften Gebühr des jeweiligen 
Kreditinstituts

18. 	 Schlussbestimmungen
18.1 	 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
18.2 	Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar 

sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) zum Stromliefervertrag  
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Die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sieht unter anderem Informationspflichten 
bei der Erhebung personenbezogener Daten (alle Informationen, die sich auf eine identifizier­
te oder identifizierbare natürliche Person beziehen) vor. Beim Abschluss und der Erfüllung 
von Energielieferverträgen werden gegebenenfalls nicht nur Daten unseres Kunden selbst 
erhoben, sondern z. B. auch von dessen Mitarbeitern, Dienstleistern oder Erfüllungsgehilfen 
(nachfolgend „sonstige Betroffene“), etwa im Rahmen der Benennung als Ansprechpartner 
für den Energieliefervertrag. Gerne möchten wir Sie daher als unseren Kunden oder als sons­
tigen Betroffenen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten sowie Ihre Rechte 
aus der DS-GVO informieren. Diese Information gilt nicht für die Verarbeitung von Daten, die 
keinen Personenbezug (s.o.) aufweisen.

1.	 Wer ist für die Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten verantwortlich 
und an wen kann ich mich bei Fragen wenden?

	 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz (z. B. 
DS-GVO) für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist: Stadtwerke Kon­
stanz GmbH, Max-Stromeyer-Straße 21-29, 78467 Konstanz, 07531 803-0, daten­
schutz@stadtwerke-konstanz.de

	 Unsere Datenschutzbeauftragte steht Ihnen für Fragen zur Verarbeitung Ihrer per­
sonenbezogenen Daten unter 07531 803-0, datenschutz@stadtwerke-konstanz.de 
gerne zur Verfügung.

2. 	 Welche Arten von personenbezogenen Daten werden verarbeitet? Zu welchen 
Zwecken und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Verarbeitung?

2.1	 Wir verarbeiten folgende Kategorien personenbezogener Daten: Daten unseres Kunden:
• Identifikations- und Kontaktdaten (Anrede (freiwillige Angabe), Familien- und Vor­

name, Rechnungsanschrift, Lieferanschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Han­
dynummer, Geburtsdatum (freiwillige Angabe), falls vorhanden: Kundennummer, 
bei Geschäftskunden: Firma, Registergericht und -nummer),

• Daten zur Identifikation der Verbrauchsstelle (Zählernummer, Identifikations­
nummer der Marktlokation (Entnahmestelle), Messlokation (ehemalige Zähl­
punktbezeichnung), aktuelle Zählerstand, ggf. vorheriger Lieferant und dazuge­
hörige Kundennummer),

• 	 Angaben zum Belieferungszeitraum,
• 	 Verbrauchsdaten,
• 	 Abrechnungsdaten (Bankverbindungsdaten) und
• 	 Daten zum Zahlungsverhalten

	 Daten von sonstigen Betroffenen (z. B. Mitarbeiter, Dienstleister oder Erfüllungs-
gehilfen unseres Kunden):

• Kontaktdaten (Familien- und Vorname, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) und
• Berufs- oder Funktionsbezeichnungen (z. B. Dipl.-Ing., Leiter Vertrieb).

2.2 	 Die personenbezogenen Daten werden zu den folgenden Zwecken auf folgender 
Rechtsgrundlage verarbeitet:

•	 Daten unseres Kunden zur Erfüllung des Energielieferverhältnisses mit unserem 
Kunden und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf 
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO.

•	 Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Erfüllung rechtlicher Ver­
pflichtungen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsgesetz sowie wegen handels- 
oder steuerrechtlicher Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO.

•	 Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Wahrnehmung von Aufga­
ben, die im öffentlichen Interesse liegen (z. B. aus dem MsbG), auf Grundlage von 
Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO.

•	 Daten sonstiger Betroffener zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit unse­
rem Kunden und der diesbezüglichen Durchführung vorvertraglicher Maßnah­
men auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die Erfüllung des Ver­
tragsverhältnisses mit unserem Kunden und die diesbezügliche Durchführung 
vorvertraglicher Maßnahmen sowohl unser berechtigtes Interesse als auch das 
unseres Kunden darstellt.

•	 Daten unseres Kunden und sonstiger Betroffener zur Direktwerbung betreffend 
unseren Kunden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da Direktwer­
bung unsere berechtigten Interessen darstellen.

•	 Daten unseres privaten Kunden (keine Gewerbetreibenden) gegebenenfalls auch 
zur Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung auf Grundlage einer aus­
drücklichen Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a) DS GVO. Eine Einwilligung zur 
Telefonwerbung und/oder zur E-Mail-Werbung  können Sie jederzeit uns gegen­
über widerrufen. Der Widerruf ist zu richten an: Stadtwerke Konstanz GmbH, 
Max-Stromeyer-Straße 21-29, 78467 Konstanz, 07531 803-0, datenschutz@
stadtwerke-konstanz. Der Widerruf der Einwilligung erfolgt für die Zukunft und 

berührt nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung.
•	 Daten unseres Kunden zur Bewertung der Kreditwürdigkeit unseres Kunden auf 

Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO als vorvertragliche Maßnahme und 
Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO, da die Ermittlung der Kreditwürdigkeit unseres Kun­
den zur Minimierung von Ausfallrisiken unser berechtigtes Interesse darstellt.

	 • In diesem Zusammenhang werden der Auskunftei Creditreform Boniversum 
GmbH, Hammfelddamm 13, 41460 Neuss, zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit 
personenbezogene Daten zur Identifikation unseres Kunden (Namen, Anschrift 
und, falls vorhanden,  Geburtsdatum) sowie Daten über nicht vertragsgemäßes 
oder betrügerisches Verhalten übermittelt.

	 •	 Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie auch zum 
Zwecke der Profilbildung (Scoring), um Dritten Informationen zur Beurteilung der 
Kreditwürdigkeit unseres Kunden zu geben. In die Berechnung der Kreditwürdig­
keit fließen unter anderem Anschriftendaten unseres Kunden ein.

	 •	 Nähere Informationen zur Tätigkeit der Auskunftei können dem als Anlage 
beigefügten Informationsblatt "Informationen zum Datenschutz nach EU-DS­
GVO" der Creditreform entnommen werden. Das Informationsblatt enthält aus­
schließlich Angaben der Auskunftei und ist vom Lieferanten nicht überprüft wor­
den; mit der Beifügung des Informationsblatts macht sich der Lieferant dessen 
Inhalt nicht zu eigen.

3. 	 Erfolgt eine Offenlegung meiner personenbezogenen Daten gegenüber anderen 
Empfängern?

	 Eine Offenlegung bzw. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten erfolgt – so­
weit im Rahmen der unter 2. genannten Zwecke jeweils erforderlich – ausschließlich 
gegenüber folgenden Empfängern bzw. Kategorien von Empfängern:

•	 Messstellenbetreiber,
•	 Bilanzkreisverantwortliche,
•	 Netzbetreiber,
•	 Marktgebietsverantwortliche,
•	 Tochter- und Konzerngesellschaften,
•	 Auskunfteien (bspw. creditreform),
•	 Abrechnungs- oder IT-Dienstleister (bspw. Wilken GmbH, co.met GmbH, Süd­

westdeutsche Stromhandels GmbH)
•	 Ablesedienstleister (bspw. Eltel Infranet GmbH),
•	 Druckereien (bspw. Südkurier GmbH, Digitaldruckhaus Gmbh) 
•	 andere Berechtigte (z. B. Behörden und Gerichte), soweit hierzu eine gesetzliche 

Verpflichtung oder Berechtigung besteht. 

4. 	 Erfolgt eine Übermittlung meiner personenbezogenen Daten an oder in Drittländer?
	 Eine Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten an oder in Drittländer oder an 

internationale Organisationen erfolgt nicht.

5. 	 Für welche Dauer werden meine personenbezogenen Daten gespeichert?
	 Personenbezogene Daten werden zu den unter 2. genannten Zwecken solange ge­

speichert, wie dies für die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Bestehen gesetz­
liche Aufbewahrungspflichten, insbesondere aus dem Handels- und Steuerrecht (§§ 
147 AO, 257 HGB), sind wir verpflichtet, die Daten bis zum Ablauf dieser Fristen zu 
speichern. Zum Zwecke der Direktwerbung werden Ihre personenbezogenen Daten 
solange gespeichert, wie ein überwiegendes rechtliches Interesse unseres Unter­
nehmens an der Verarbeitung nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestim­
mungen besteht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das Ver­
tragsende hinaus, oder bis Sie der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung 
widersprechen oder eine hierfür erteilte Einwilligung widerrufen.

6. 	 Welche Rechte habe ich in Bezug auf die Verarbeitung meiner personenbezoge-
nen Daten?

	 Sie haben uns gegenüber insbesondere folgende Rechte hinsichtlich der Sie betref­
fenden personenbezogenen Daten:

•	 Recht auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 
DS-GVO),

•	 Recht auf Berichtigung, wenn die Sie betreffenden gespeicherten Daten fehler­
haft, veraltet oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO),

•	 Recht auf Löschung, wenn die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verar­
beitung erfüllt und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder Sie 
eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter personenbezogener Da­
ten widerru fen haben (Art. 17 DS-GVO),

•	 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 DS-
GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO),

•	 Recht auf Übertragung der von Ihnen bereitgestellten, Sie betreffenden perso­
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nenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO),
•	 Recht auf Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die Rechtmä­

ßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten Verarbeitung nicht be­
rührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und

•	 Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO).

7. 	 Ist die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 
vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich? Besteht eine 
Pflicht, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche möglichen 
Folgen hätte die Nichtbereitstellung?

	 Im Rahmen des Energielieferverhältnisses hat unser Kunde uns diejenigen perso­
nenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 2) bereitzustellen, die für den Abschluss und die 
Durchführung des Energielieferverhältnisses und die Erfüllung der damit verbunde­
nen vertraglichen Pflichten erforderlich sind. Dazu gehören der Natur der Sache 
nach auch Kontaktdaten von Mitarbeitern oder Dritten (z. B. Erfüllungsgehilfen oder 
Dienstleister), denen sich unser Kunde einvernehmlich mit diesen bedient. Ohne die 

erforderlichen Daten sowie gegenseitige persönliche Kommunikation mit den zu­
ständigen Mitarbeitern – bzw. falls unser Kunde es wünscht, weiteren Dritten – kann 
das Energielieferverhältnis gegebenenfalls nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden. 

8. 	 Erfolgt eine automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling?
	 Zum Abschluss und zur Erfüllung des Energielieferverhältnisses findet keine auto­

matisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling statt.

9. 	 Aus welchen Quellen stammen die verarbeiteten personenbezogenen Daten?
	 Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen des Energielieferver­

hältnisses mit unserem Kunden von diesem oder von Ihnen erhalten. Wir verarbei­
ten auch personenbezogene Daten, die wir aus öffentlich zugänglichen Quellen, z.B. 
aus Grundbüchern, Handelsregistern und dem Internet, zulässigerweise gewinnen 
durften. Außerdem verawrbeiten wir personenbezogene Daten, die wir zulässiger­
weise von Unternehmen innerhalb unseres Konzerns oder von Dritten, z.B. Netzbe­
treibern, erhalten.

Widerspruchsrecht

Sie können uns gegenüber jederzeit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
für Zwecke der Direktwerbung ohne Angabe von Gründen widersprechen. Wir werden 
die personenbezogenen Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für die 
Zwecke der Direktwerbung verarbeiten und die Daten löschen, wenn eine Verarbeitung 
nicht zu anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertragsverhältnisses mit 
unserem Kunden) erforderlich ist. 
Auch anderen Verarbeitungen, die wir auf die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öf-
fentlichen Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS GVO liegt, oder auf ein berechtigtes 
Interesse i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützen (beispielsweise Übermittlungen 

von personenbezogenen Daten zum nicht vertragsgemäßen oder betrügerischen Ver
halten unseres Kunden an Auskunfteien), können Sie uns gegenüber aus Gründen, die 
sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit unter Angabe dieser Gründe wi-
dersprechen. Wir werden die personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten 
Widerspruchs grundsätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke verarbeiten und 
die Daten löschen, es sei denn, wir können zwingende Gründe für die Verarbeitung 
nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbei-
tung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.
Der Widerspruch ist an Stadtwerke Konstanz GmbH, Max-Stromeyer-Straße 21-29, 
78467 Konstanz, info@stadtwerke-konstanz.de zu richten.

Unser Unternehmen prüft regelmäßig bei Vertragsabschlüssen und in bestimmten Fällen, 
in denen ein berechtigtes Interesse vorliegt auch bei Bestandskunden Ihre Bonität. Dazu 
arbeiten wir mit der Creditreform Boniversum GmbH, Hammfelddamm 13, 41460 Neuss 
zusammen, von der wir die dazu benötigten Daten erhalten. Im Auftrage von Creditre­
form Boniversum teilen wir Ihnen bereits vorab dazu folgende Informationen gem. Art. 14 
EU-DSGVO mit:
Die Creditreform Boniversum GmbH ist eine Konsumentenauskunftei. Sie betreibt eine 
Datenbank, in der Bonitätsinformationen über Privatpersonen gespeichert werden. 
Auf dieser Basis erteilt Creditreform Boniversum Bonitätsauskünfte an ihre Kunden. Zu 
den Kunden gehören beispielsweise Kreditinstitute, Leasinggesellschaften, Versicherun­
gen, Telekommunikationsunternehmen, Unternehmen des Forderungsmanagements, 
Versand-, Groß- und Einzelhandelsfirmen sowie andere Unternehmen, die Waren oder 
Dienstleistungen liefern bzw. erbringen. Im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen wird 
ein Teil der in der Auskunftsdatenbank vorhandenen Daten auch für die Belieferung ande­
rer Firmendatenbanken, u. a. zur Verwendung für Adress-Handelszwecke genutzt.

In der Datenbank der Creditreform Boniversum werden insbesondere Angaben gespei­
chert über den Namen, die Anschrift, das Geburtsdatum, ggf. die E-Mail-Adresse, das 
Zahlungsverhalten und die Beteiligungsverhältnisse von Personen. Zweck der Verarbei­
tung der gespeicherten Daten ist die Erteilung von Auskünften über die Kreditwürdigkeit 
der angefragten Person. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1f EU-DS­
GVO. Auskünfte über diese Daten dürfen danach nur erteilt
werden, wenn ein Kunde ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis dieser Informationen 
glaubhaft darlegt. Sofern Daten in Staaten außerhalb der EU übermittelt werden, erfolgt 
dies auf Basis der sog. „Standardvertragsklauseln“, die Sie unter dem Link
http://links.boniversum.de/standardvertragsklauseln einsehen oder sich von dort zusen­
den lassen können.

Die Daten werden solange gespeichert, wie ihre Kenntnis für die Erfüllung des Zwecks der 
Speicherung notwendig ist. Notwendig ist die Kenntnis in der Regel für eine Speicherdau­
er von zunächst drei Jahren. Nach Ablauf wird geprüft, ob eine Speicherung weiterhin 
notwendig ist, andernfalls werden die Daten taggenau gelöscht. Im Falle der Erledigung 
eines Sachverhalts werden die Daten drei Jahre nach Erledigung taggenau gelöscht. Ein­
tragungen im Schuldnerverzeichnis werden gemäß § 882e ZPO nach Ablauf von drei Jah­
ren seit dem Tag der Eintragungsanordnung taggenau gelöscht.

Weitere Informationen finden Sie dazu auch unter www.boniversum.de/bonipedia/ unter 
der Rubrik Datenlöschung.

Berechtigte Interessen im Sinne des Art. 6 Abs. 1f EU-DSGVO können sein: Kreditent­
scheidung, Geschäftsanbahnung, Beteiligungsverhältnisse, Forderung, Bonitätsprüfung, 
Versicherungsvertrag, Vollstreckungsauskunft.

Sie haben gegenüber der Creditreform Boniversum GmbH ein Recht auf Auskunft über 
die dort zu Ihrer Person gespeicherten Daten. Soweit die über Sie gespeicherten Daten 
falsch sein sollten, haben Sie einen Anspruch auf Berichtigung oder Löschung. Kann nicht 
sofort festgestellt werden, ob die Daten falsch oder richtig sind, haben Sie bis zur Klärung 
einen Anspruch auf Sperrung der jeweiligen Daten. Sind Ihre Daten unvollständig, so kön­
nen Sie deren Vervollständigung verlangen.
Sofern Sie Ihre Einwilligung zur Verarbeitung der bei Creditreform Boniversum gespei­
cherten Daten gegeben haben, haben Sie das Recht, diese Einwilligung jederzeit zu wi­
derrufen. Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund Ihrer Einwilligung bis 
zu einem etwaigen Widerruf erfolgten Verarbeitung Ihrer Daten nicht berührt. 

Sollten Sie Einwände, Wünsche oder Beschwerden zum Datenschutz haben, können Sie 
sich mit den unten aufgeführten Kontaktdaten jederzeit an den Datenschutzbeauftragten 
der Creditreform Boniversum wenden. Dieser wird Ihnen schnell und vertrauensvoll in al­
len Fragen des Datenschutzes weiterhelfen. Im Falle eines vermuteten Datenschutzver­
stoßes haben Sie das Recht, sich bei einer Landesdatenschutzaufsichtsbehörde zu be­
schweren. Zuständig für die Creditreform Boniversum ist die Landesbeauftragte für 
Datenschutz NRW, Postfach 20 24 44, 40102 Düsseldorf, E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de.

Die Daten, die Creditreform Boniversum zu Ihnen gespeichert hat, stammen aus öffent­
lich zugänglichen Quellen, von Inkassounternehmen und von deren Kunden. Um Ihre Bo­
nität zu beschreiben, bildet Creditreform Boniversum zu Ihren Daten einen Scorewert. In 
den Scorewert fließen Daten zu Alter und Geschlecht, Adressdaten und teilweise Zah­
lungserfahrungsdaten ein. Diese Daten fließen mit unterschiedlicher Gewichtung in die 
Scorewertberechnung ein. Die Creditreform Boniversum-Kunden nutzen die Scorewerte 
als Hilfsmittel bei der Durchführung eigener Kreditentscheidungen.

Anlage 1: "Informationen zum Datenschutz nach EU-DSGVO"
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Anlage 1: "Informationen zum Datenschutz nach EU-DSGVO"

Widerspruchsrecht:
Sie können nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO der Datenverarbeitung aus Gründen, die sich 
aus Ihrer besonderen Situation ergeben (z. B. Frauenhaus oder Zeugenschutz), wider-
sprechen. Ihren formlosen Widerspruch können Sie schriftlich an die Creditreform Bo-
niversum GmbH, Hammfelddamm 13, 41460 Neuss oder per E-Mail an selbstauskunft@
boniversum.de richten.

Wenn Sie der Verarbeitung Ihrer Daten für Werbe- und Marketingzwecke bei der Boni-
versum widersprechen, werden die Daten für diese Zwecke nicht mehr verarbeitet.

Verantwortlich im Sinne des Art. 4 Nr. 7 EU-DSGVO ist die Creditreform Boniversum 
GmbH, Hammfelddamm 13, 41460 Neuss. Ihr Ansprechpartner bei der Boniversum ist 
der Consumer Service, Tel.: 02131 36845560, Fax: 02131 36845570, E-Mail: selbstaus-
kunft@boniversum.de.

Den zuständigen Datenschutzbeauftragten der Boniversum erreichen Sie unter fol-
genden Kontaktdaten:
Creditreform Boniversum GmbH, Datenschutzbeauftragter, Hammfelddamm 13, 
41460 Neuss, E-Mail: datenschutz@boniversum.de.
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Verbrauchspreis netto Cent / kWh 18,032

Arbeitspreis brutto (netto) Cent / kWh 29,800 (25,042)

Grundpreis brutto (netto) Euro / Jahr 116,40 (97,815)

Enspire – Grüner Strom - Ihr neuer Strompreis

Vorstehender Arbeitspreis und Grundpreis bilden zusammen den Strompreis. Der Netto-Grundpreis beinhaltet die Entgelte für Messstellenbetrieb (soweit 
diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden) sowie den Grundpreis für die Netznutzung. Der Netto-Arbeitspreis 
beinhaltet den Verbrauchspreis in Höhe von 18,032 Cent/kWh. Darin enthalten sind der Energiepreis (Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb), ein 
Beitrag in Höhe von 0,5 Cent/kWh für die Förderung von erneuerbaren Energien, die Konzessionsabgabe und der Arbeitspreis für die Netznutzung.

Darüber hinaus beinhaltet der Netto-Arbeitspreis die EEG-Umlage (2022: 3,723 Cent/kWh), die KWK-Umlage (2022: 0,378 Cent/kWh), die §19-StromNEV-
Umlage (2022: 0,437 Cent/kWh), die Offshore-Netzumlage (2022: 0,419 Cent/kWh), die AbLa-Umlage (2022: 0,003 Cent/kWh) sowie die Stromsteuer (der­
zeit: 2,050 Cent/kWh).

Die Bruttopreise beinhalten die Umsatzsteuer in der gesetzlich vorgeschriebenen Höhe (derzeit: 19%). 

Dadurch ergeben sich für den Arbeitspreis folgende Brutto-Preisbestandteile: Verbrauchspreis 21,458 Cent/kWh, EEG-Umlage 2022: 4,430 Cent/kWh, die 
KWK-Umlage 2022: 0,450 Cent/kWh, die §19-StromNEV-Umlage 2022: 0,520 Cent/kWh, die Offshore-Netzumlage 2022: 0,499 Cent/kWh, die AbLa-Um­
lage 2022: 0,004 Cent/kWh, Stromsteuer derzeit 2,440 Cent/kWh.

Angegebene Preise inkl. der aktuell ab 01.01.2022 gültigen Höhe der gesetzlich vorgegebenen Steuern und Umlagen, Stand: 20.12.2021. 

Änderungen der garantierten Preisbestandteile (Grundpreis und Verbrauchspreis) sind nur auf den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlängerung möglich, 
erstmals zum Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit.

Preisblatt
Enspire – Grüne Energie

Im Endpreis sind 19 % Umsatzsteuer enthalten
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Stromkennzeichnung (1.1.2020 - 31.12.2020)

Enspire – Grüne Energie Energieträgermix Deutschland

 Kernenergie   Kohle   Erdgas   sonstige fossile 
 Energieträger Erneuerbare Energien gefördert nach dem EEG   Sonstige erneuerbare Energien

Emissionsbilanz  (1.1.2020 - 31.12.2020)

Enspire – Grüne Energie Energieträgermix Deutschland

CO2-Emissionen: 0 g/kWh
Radioaktiver Abfall: 0,0000 g/kWh

Energieformen und Erläuterungen

Kernkraft
Kernkraftwerke, Siedewasserreaktor, Druckwasserreaktor, Uran, Thorium.

Kohle
Kohlekraftwerke, Braunkohle, Steinkohle.

Erdgas
Gasturbinen, Gaskraftwerke, Brennstoffzelle Erdgas, BHKW Erdgas.
			 
Sonstige fossile Energieträger
Mischfeuerungsanlagen, Heizkraftwerke, KWK-Anlagen, Heizöl, Synthesegase, Grubengas 
(sofern nicht nach EEG-gefördert), Methanol, GuD-Kraftwerk (wenn Erdgas als Einsatzstoff, 
dann unter „Erdgas“), Hybridkraftwerke (IGCC-Anlagen), Kombikraftwerke.
			 
Erneuerbare Energien, gefördert nach dem EEG
Erneuerbare Energien, gefördert nach dem EEG sind Wasserkraft (einschl. Wellen-, Gezeiten-, 
Salzgradienten- und Strömungsenergie, jeweils nach bestimmten Anforderungen), Windener­
gie (onshore / offshore), solare Strahlungsenergie in Form von PV-Anlagen und Solarthermie, 
Geothermie, Energie aus Biomasse (nach Biomasseverordnung) einschließlich Biogas und 
Biomethan sowie Deponie-, Klärgas- und Grubengas.
		
Sonstige erneuerbare Energien
Sonstige Erneuerbare Energien sind Erneuerbare Energien, die nach EEG 2018 weder förder­
fähig sind noch in der jeweiligen Anlage nach EEG 2018 gefördert werden; z. B. Wasserkraft, 
die nicht vom EEG 2018 

gefördert wird (Anlagengröße), sonstige solare Strahlungsenergie, Energie aus sonstiger Bio­
masse einschließlich Biogas und Biomethan31, Deponiegas und Klärgas (Anlagengröße) sowie 
Energie aus dem biologisch abbaubaren Anteil (per Konvention 50 %) von Abfällen aus Haus­
halten und Industrie. Die Anlagenbetreiber haben für Strom aus diesen Anlagen weder einen 
Vergütungsanspruch noch einen Anspruch auf eine Marktprämie nach dem EEG 2018. 

Erläuterung zur Aufteilung der erneuerbaren Energien 	
Im Bereich der erneuerbaren Energien ist zu unterscheiden zwischen Anlagen zur Stromer­
zeugung auf Basis erneuerbarer Energien und Anlagen, die durch das EEG gefördert werden 
können. Ziel des EEG ist es, regenerative Stromerzeugungsanlagen zu fördern, die sonst auf­
grund ihrer Kostenstruktur nicht im Markt bestehen könnten. Daher sind im EEG teilweise 
Größenbegrenzungen der Anlagen für die Förderfähigkeit enthalten, um keine Anlagen zu 
fördern, die schon marktfähig sind. Insbesondere bei der Wasserkraft, aber auch bei der Bio­
masse werden daher Anlagen ab einer bestimmten Größe nicht mehr gefördert. Aus ökologi­
schen Gesichtspunkten heraus werden zudem Anlagen zur Stromerzeugung aus Grubengas 
durch das EEG gefördert, obwohl es sich nicht um einen regenerativen Brennstoff handelt. 
Hier wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es sinnvoller ist, aus Bergbaugruben ent­
weichendes fossiles Methangas durch Verstromung energetisch zu nutzen und in CO2 umzu­
wandeln, als das weitaus klimaschädlichere Methangas entweichen zu lassen oder ohne ener­
getische Nutzung abzufackeln. Der Begriff erneuerbare Energien geht über die im EEG 
geförderten Anlagen hinaus und umfasst alle regenerativen Energieträger, also auch große 
Wasserkraftwerke, die Stromerzeugung aus dem natürliche Wasserzufluss ins Oberbecken 
eines Pumpspeicherkraftwerks, den biogenen Anteil bei der Verstromung von Siedlungsabfäl­
len (in Deutschland gelten 50% der Stromerzeugung aus Müllverbrennungsanlagen (MVA) als 
regenerativ) oder die Mitverbrennung von Biomasse in konventionellen Großkraftwerken.

4,1 %

1,3 %

35,0 %

65,0 %

44,9 % 24,0 %

12,4 %

13,3 %

CO2-Emissionen: 310 g/kWh
Radioaktiver Abfall: 0,0003 g/kWh

Stromkennzeichnung der Stromlieferung 2020  
gemäß § 42 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005, geändert 2021.
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Die Stadtwerke Konstanz GmbH

hat sich vertraglich dazu verpflichtet, den Kund*innen ihres Produkts

Enspire Grüner Strom
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© Grüner Strom Label e.V., Kaiserstraße 113, 53113 Bonn, www.gruenerstromlabel.de
Vorstand: Dietmar Oeliger (NABU), Rosa Hemmers (EUROSOLAR), Marcus Bollmann (BUND)

Dieses Zertifikat ist gültig vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2023.

Bonn, den 27.10.2021

Daniel Craffonara, Geschäftsführer

100  % echten Ökostrom aus erneuerbaren Energiequellen zu liefern
und darüber hinaus garantierte Investitionen in neue Anlagen und
innovative Energieprojekte vorzunehmen. 

Kund*innen dieses Produkts fördern so den Ausbau erneuerbarer Energien.

Grundlage dieser Verpflichtung ist der Grüner Strom-Kriterienkatalog 2015 
des Grüner Strom Label e.V. Die Einhaltung der Kriterien wird von unab-
hängigen Gutachter*innen regelmäßig validiert.

Der Grüner Strom Label e.V. verleiht diesem Produkt das Label

Enspire – Grüner Strom ist zertifiziert mit dem Grüner Strom-Label
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100  % echten Ökostrom aus erneuerbaren Energiequellen zu liefern
und darüber hinaus garantierte Investitionen in neue Anlagen und
innovative Energieprojekte vorzunehmen. 

Kund*innen dieses Produkts fördern so den Ausbau erneuerbarer Energien.

Grundlage dieser Verpflichtung ist der Grüner Strom-Kriterienkatalog 2015 
des Grüner Strom Label e.V. Die Einhaltung der Kriterien wird von unab-
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Ökostrom-Zertifikat
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Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück. 

	» An Stadtwerke Konstanz GmbH, Max-Stromeyer-Straße 21-29, D-78467 Konstanz / 
enspire@stadtwerke-konstanz.de 
 

	» Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag 
 über den Kauf der folgenden Waren (*) / die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*) 
 

	» Bestellt am (*)/ erhalten am (*) 
 

	» Name des/der Verbraucher(s) 
 

	» Anschrift des/der Verbraucher(s) 
 

	» Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 
 
 
 

	» Datum

(*)Unzutreffendes streichen.

X

Musterwiderrufsformular
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